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Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen

Ausschussvorsitz: Jan-Moritz Klein(Bremen), Stefan Dittmar (Schwerin) 

Wie soll die EU mit regionalen Fehlentwicklungen, die die Eurokrise ausgelöst haben, umgehen, drohende regionale Krisen vermeiden und zukünftigen Problemen vorbeugen?

Das Modell Europa Parlament,

A. alarmiert von der aktuellen Situation in einigen EU-Staaten,  ausgelöst durch Korruption und Steuerhinterziehung,

B. besorgt über die Steuersituation in  einigen EU-Staaten
,

C. beunruhigt von den Ursachen der  Immobilienkrisen in einigen EU-Staaten
,

D. im Wissen, dass viele Länder mit wirtschaftlichen Strukturproblemen zu kämpfen haben,

E. zur Kenntnis nehmend, dass zahlreiche EU-Staaten einen zu großen Ausgabenfaktor im öffentlichen Dienst haben und es zudem an Privatisierung mangelt,

F. besorgt angesichts der mangelnden Transparenz des Bankenwesens,  

G. schockiert von der immensen Schattenwirtschaft in einigen EU-Staaten,

H. daran erinnernd, dass einige Staaten keine ausgeglichene Haushaltspolitik haben,

I. erwartend, dass  eindeutige Regelungen zur Klärung der Solidaritätsfrage gefunden werden,

J. entsetzt über die leichtsinnigen und unkontrollierten Spekulationen
 im Finanzsektor 

1. gründet  die „Korruptionskontrollbehörde der EU“ zur ständigen Kontrolle der nationalen Haushalte und zur Korruptionsbekämpfung im Beamtenapparat;


2. beschließt höhere und schneller greifende finanzielle Sanktionen gegen korrupte Betriebe und Staaten und eine Homogenisierung dieser Sanktionen;

3. plädiert für eine Homogenisierung der Steuerpolitik der EU Mitgliedsstaaten, gekoppelt an die schrittweise Einführung eines EU-weiten, von der wirtschaftlichen Lage abhängigen, Mindeststeuersatzes
;

4. drängt zur  Einführung einer Transaktionssteuer für Finanztransaktionen in Nicht-EU-Staaten;

5. fordert eine strengere Kreditvergabe mit stärkeren Kontrollen; 

6. führt ein Verbot der Überlastungen von Hypotheken ein;

7. beschließt die Ausweitung des EFRE



8. schlägt die Teilprivatisierung von ineffizienten staatlichen Betrieben vor;


9. drängt vehement zu Einsparungen im öffentlichen Dienst;


10. richtet ein umfangreiches Umschulungsprogramm für überschüssige Beamte ein;

11. gründet eine unabhängige Informationsstelle „EFA“
 der EU, die EU-Bürger über die Resultate der Aufsichtsbehörden EBA, EIOPA und ESMA informiert;


12. erwartet eine umfangreiche Koordination zwischen den in OC 11 genannten Aufsichtsbehörden;


13. zieht beim Scheitern des OC 12  eine  Zusammenfassung der in OC 11 genannten Aufsichtsbehörden in Erwägung;
 

14. hält regelmäßige verpflichtende Abstimmungen der Wirtschafts- und Finanzminister auf dem Weg zu einer homogenen Haushaltspolitik für unabdingbar;

15. bekräftigt den Willen die Solidarität zwischen den EU-Staaten durchzusetzen;


16. fordert, dass die Höhe der Hilfen von der Kooperationsbereitschaft der Länder  abhängig ist;


17. fordert das Verbot von Leerverkäufen an allen Börsen in EU-Mitgliedsstaaten;


18. beschließt, dass Boni erst nach einem Zeitraum von 2 Jahren an die Bankvorstände ausgezahlt werden;


19. legt fest, dass Bankvorstände mit in die Haftung der Bank einbezogen werden;


20. fordert das Präsidium auf, die Resolution an das Europäische Parlament, die Kommission und den Ministerrat weiterzuleiten.
12. Modell Europa Parlament Deutschland


Berlin; 28.Februar bis 05. März 2011











�	 Siehe z.B. Irland


�	 Siehe z.B. Spanien oder Irland 


�	 Die Beurteilung einer risikoreichen Investition 


�	 Der Spielraum des Mindeststeuersatzes ist begrenzt


�	 Europäischer Fond für regionale Entwicklung


�	 Europäische Finanzaufsichtsbehörde 





